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Amtsgericht München

Az; 461 C 21735117

IM NAMEN DES VOLKES

ln dem Rechtsstreit

OI,
München

- Kläger -

Prozessbevollmächtiqte :

Rechtsanwälte München,
Gz.

gegen

GmbH, vertreten durch d. Vorstand

- Beklagte -

Prozessbevollmächtiqte :

Rechtsanwälte Essen,
Gz.

wegen Forderung

erlässtdasAmtsgerichtMünchendurchdenRichteramAmtsgerichtfam26.04'2o19
aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 19.02.2019 folgendes

Endurteil

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger und seine Ehefrau MI zur gesamten Hand

158,5S € nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basis-

zinssatz seit dem 10.03.2018 zu bezahlen.

2 Die Beklagte wird ferner verurteilt, an den Kläger weitere 130,09 € nebst Zinsen hieraus

in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 10.03.2018 zu

bezahlen.

lm Übrigen wird die Klage abgewiesen.

1
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4 Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen
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Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Die Beklagte kann die Vollstreckung des Klägers
durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des aufgrund des Urteils vollstreckbaren
Betrags abwenden, wenn nicht der Kläger vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von
114 o/o des zu vollstreckenden Betrags leistet.

6. Die Berufung wird zugelassen.

Der Streitwert wird auf 288,67 € festgesetzt.

Tatbestand

Der Kläger verlangt als Wohnungsmieter die Rückzahlung auf Betriebskostenabrechnungen
geleisteten Nachzahlungsbeträge und die Rückzahlung von Betriebskostenvorauszahlungen.

Mit Mietvertrag vom 15.01.1973 mietete der Kläger und seine Ehefrau die erste streitge-
genständliche wohnung im 4. Obergeschoss der Blstraße ! in München. Ver-
mieter war die Gemeinnützige Deutsche Woh nungsbaugesellschaft m. b. H.

Die Beklagte ist nunmehr unstreitig die Vermieterin. Zum näheren lnhalt des Mietvertra-
ges nebst Nachtrag vom 08.03.1999 wird auf die Anlage K1 1 (Bl. 1 01 ) venr,uiesen.

Die Wohnung hat eine Größe von 76,47 qm

2 Der Kläger mietete mit Mietvertrag vom 17.03.2013 und Mietbeginn am 01.05.2013 eine
zweite streitgegenständliche Wohnung im 8. Obergeschoss in derselben BIstraße
! in München. Vermieterin war die DI Bestands GmbH & Co. KG, die

später in die Beklagte umfirmierte (Bl. 2, K1a, Bl. 14). Zum näheren lnhalt des Mietver-
trages wird auf die Anlage Kl Bezug genommen (Bl. 7).

Die Wohnung hat eine Größe von 62,73 qm

3. Für beide Mietverträge ist geregelt, dass die Mieter Vorauszahlungen auf die Betriebs-
kosten leisten, die jährlich abgerechnet werden.

Mit Schreiben vom 02.12.2015 rechnete die Beklagte über die Betriebskosten für das
Jahr 2A14 für die Wohnung im 4. Obergeschoss ab. Die Abrechnung endete mit einem

Nachzahlungsbetrag in Höhe von 25,95 € zum Nachteil der Mieterseite. An Hausmeis-
terkosten wurden 158,58 € aus einem Gesamtbetrag von 59.901,70€ umgelegt. Zum

näheren lnhalt der Abrechnung wird auf die Anlage K2 venruiesen (Bl. 15).

Mit Schreiben vom 07.12.2015 erhob der Kläger gegen die Abrechnung Einwendungen
und bat um die Vorlage von Unterlagen auch für den Hauswart (K3, Bl. 17).
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Beschluss
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5.

Der Kläger zahlte den Nachforderungsbetrag in Höhe von 25,95 € mit der Januarmiete
2016 (Br. ee).

Mit Schreiben vom 02.12.2015 rechnete die Beklagte über die Betriebskosten für das
Jahr 2014 für die Wohnung im 8. Obergeschoss ab. Die Abrechnung endete mit einem
Nachzahlungsbetrag in Höhe von 179,00 € zum Nachteil des Klägers. An Hausmeister-
kosten wurden 130,09 € aus einem Gesamtbetrag von 59.901,70€ umgelegt. Zum nä-
heren lnhalt der Abrechnung wird auf die Anlage KB veruiesen (Bl, S5).

Der Kläger zahlte den Nachforderungsbetrag in Höhe von 179,00 € mit der Januarmiete
2016 (Br. ee).

Die Beträge der jeweils auf den Kläger und dessen Ehefrau umgelegten Hausmeister-
kosten von 158,58€ und von 130,09€ beträgt 288,67 € und bilden jeweils die Klagefor-
derung.

7. ln beiden Abrechnungen ist das Gebäude Teil einer Abrechnungseinheit, das auch die
Häuser Balstraße
und ! umfasst.

und BfstraßeI

lm Rahmen der Belegeinsicht legte die Beklagtenpartei einen Geschäftsbesorgungsvertrag zwi-
schenderBeklagtenundderDElmmobilienServiceGmbHvor.Zumnäheren
lnhalt des Vertrages wird auf die Anlage K4 Bezug genommen (K4, Bl. 1B).

Die Beklagte legte weiter einen Tätigkeitsnachweis für die Erbringung von Hausmeisterleistun-
gen für das Jahr 2014 vor. Dieser enthält eine Aufstellung der Tätigkeiten des Hausmeisters
sowie die Angabe, wie oft der Hausmeister diese im Abrechnungszeitraum 2014 erbracht habe.
Zum näheren lnhalt des Vertrages wird auf die Anlage K5 (BI. 22) venruiesen.

Der Kläger ist der Ansicht, er könne die für Hauswart umgelegten Kosten jeweils in voller Höhe
zurückverlangen.

Die Beklagte müsse im Rahmen der Belegeinsicht auch einen Arbeits- oder Dienstleistungsver-
trag und eine Dienstanweisung für den Objektbetreuer beziehungsweise Hausmeister vorzule-
gen. Dies habe sie nicht getan.

Der Kläger trägt vor, die Hausmeisterkosten seien in keinster Weise nachvollziehbar und ver-
ständlich. Es werde daher schon die formelle Umlagefähigkeit gerügt. Hilfsweise würden auch
die Kosten auch der Höhe nach angegriffen. Die Wirtschaftlichkeit der Hausmeisterkosten werde
bestritten.

lm Einzelnen erhebt die Klagepartei folgende Einwendungen gegen die Betriebskostenabrech-
nungen

Die Tätigkeiten des Hausmeisters beziehungsweise des Objektbetreuers und deren Ab-
rechnung sei nicht nachvollziehbar, kontrollierbar und umlegbar.

6.

I.
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1. Es sei nicht dargelegt, wie die Kosten für den Objektbetreuer ermittelt würden.

Es sei nicht nachvollziehbar dargelegt, wie die Kosten aus dem Reporting-Tool er-
rechnet würden. Der Preis für die einzelnen Tätigkeiten in Höhe von g3,88 € sei
nach Angaben der Beklagtenpartei geschätzt worden. Später sei mitgeteilt worden,
die Kosten seien durch ein Gutachten ermiüelt worden.

2. Die Tätigkeiten an sich würden durch nicht nachvollziehbare Zählungen ermittelt.

Es werde bestritten, dass der Hausmeister seine Klicks zur Dokumentation direkt
bei der Durchführung der Tätigkeit vornehme. Die Beklagte habe eingeräumt, dass
keine ausreichende Kontrolle bestehe, ob der Hausmeister den Klick setze, auch
wenn er die Leistung gar nicht erbracht habe. lm Jahr 2014 habe noch keine Ein-
schränkung für den Hausmeister dahin bestanden, dass er die Klicks bis zum En-
de der Woche habe vornehmen müssen. Der Hausmeister sei in der Handhabung
dafiir völlig frei gewesen.

Es sei nicht dargelegt, wann welche Tätigkeiten im Jahr 2014 durch den Objekt-
verwalter ausgeübt würden und wie diese zur Abrechnung erbracht wurden.

Es sei nicht nachvollziehbar dargestellt, welche Kontrollergebnisse abgegeben
worden seien und wie diese Kontrollergebnisse dokumentiert worden seien.

4. Es sei nicht dargelegt, in welchem Umfang der Objektverwalter nicht umlagefähige
Verwaltungstätigkeiten und Tätigkeiten der lnstandsetzung ausgeführt habe. Die
Kontrollgänge seien nichtumlegbare Venryaltungstätigkeiten.

Ein Sichtkontrollsystem sei nur sinnvoll, wenn bei Feststellung von Mängeln eine
Beseitigung beauftragt werde. Diese sei im Jahr 2014 nicht erfolgt.

Es lasse sich nicht erschließen, wie der Arbeitswert für die übenviegend vorge-
nommenen Sichtkontrollen ermittelt werde. Die Durchführung von Kontrollen ohne
nachfolgende Reinigung trotz deutlicher Verschmutzung könne nicht in Rechnung
gestellt werden. Es handele sich um eine reine Venrualtungstätigkeit, die nicht um-
legbar sei. Ein Objektbetreuer sei ein Venvaltungsangestellter. Das der Haus-
meister nur Meldungen an den Reporting-Tool vornehme, handele es sich nur um
Venivaltungstätigkeit.

Es sei kein Arbeitsvertrag oder Dienstleistungsvertrag betreffend den Hausmeister
vorgelegt worden, auch keine Dienstanweisung, auch nicht, welche Tätigkeiten
durch das Grundgehalt bezahlt würden. Die Tätigkeitsnachweise der Hausveruual-

tung (K8, B1.27) für den Hausmeister seine unklar.

Die Reinigungsarbeiten wie das Sauberhalten der Mülltonnen, das Entleeren von
Abfalleimern an den Spielplätzen oder das Säubern der Gitter, die Prüfung der
Schlösser und das Einsammeln von Papierresten in den Außenanlagen könnten
auch auf Basis eines 400-Euro-Jobs in wirtschaftlicher Art und Weise durchgeführt
werden.

3
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Die Tätigkeiten des Hausmeisters rechtfertigten kein Monatsgehalt von 5.000,00 €

7 Es sei nicht nachvollziehbar dargestellt worden, welche Urlaubszeit der Haus-
meister im Jahr 2014 gehabt habe und wer ihn während dieser Zeit vertreten habe.

Es gebe folgende Einwendungen gegen die einzelnen Tätigkeits- beziehungsweise Kos-
tenpunkte:

1 Zum Tätigkeitspunkt 1.1 (Gewährleistung der ordnungsgemäßen Beleuchtung im
Außenbereich macht die Klagepartei folgende Einwendungen geltend:

a) Es werde bestritten, dass 25 mal die Gewährleistung der ordnungsgemäßen
Beleuchtung im Außenbereich durch die DE lmmobilien-
service GmbH geprüft worden sei.

b) Es stelle sich die Frage, wie die Kontrolle der Außenbeleuchtung funktio-
niere, wenn die Beleuchtung logischerweise nur in den Abend- und Nacht-
stunden eingeschaltet sei, der Objektbetreuer aber um 16 Uhr die Anlage
verlasse.

Zum Tätigkeitspunkt 1.3 (Kontrolle des Zustandes der Außenanlage, insbesondere
der Wege etc.) bestreitet die Klagepartei, dass die Kontrolle des Zustandes der
Außenanlagen einmal wöchentlich erfolgt sei. Der Gehweg sei nicht wöchentlich
gesäubert worden.

Zum Tätigkeitspunkt 1.4 (Kontrolle des Zustandes der Spielplätze) wendet die
Klagepartei ein, dass ausweislich der aufgeführten Auflistung des Tätigkeitsnach-
weises vom 26.10.2015 (K5, Pl.22) laut Ziffer 1.4 die Kontrolle der Spielplätze
einmal wöchentlich stattfinden solle, also 51 mal im Jahr. Dies solle nach der Ab-
rechnungsdarstellung der Klägerin 93,99 € pro Ausführung kosten (KB, Bl. 2g).

a) Es werde lediglich eine Sichtkontrolle durchgeführt, die durch einen Klick
auf ein entsprechendes Zählgerät festgehalten werden solle. Kontrollgänge
des Hausmeisters seien aber nur unter eng begrenzten Voraussetzungen
umlagefähig als Betriebskosten. Es handele sich um Venvaltungstätigkeit
des Vermieters, die nicht umlagefähig sei.

b) Die Mieter hätten wiederholt die sauberkeit und Reinigung der Spielplätze
gerügt. Die wöchentliche Kontrolle der spielplätze einhalte auch eine Rei-
nigung, soweit Verschmutzen festgestellt würden (Bl. Sl ).

Die spielplätze seien jedoch nicht gereinigt worden (Br. s1). Es werde be-
stritten, dass sie wöchentlich einmal einer Sichtkontrolle durch den Objekt-
betreuer unterzogen würden.

2

3
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c) Der spielsand sei im Jahr 2014 nicht gereinigt und auch nicht gewechselt
worden. Die Platzumrandungen seien verschmutzt gewesen durch Kanin-
chenkot, Grabungen seien nur auf Mieterbeschwerden bearbeitet worden.

Der Hausmeister habe seine Aufgabe, die Arbeiten an den spierplätzen
durch Firmen zu kontrollieren, nicht erfüllt.

e) Die 5 Abfallbehälter an den beiden Spielplätzen seien nicht regelmäßig ge-
leert worden. Hier sei eine wiederholte Vermüllung aufgetreten.

0 Es gebe zusätzlich einen externen Dienstleister, die Firma spielplatz mobil,
die vierteljährlich tätig sei und eine zusätzliche abschließende Jahreskon-
trolle durchführe.

Der Kostenpunkt 1.5 (Kontrolle der Sauberkeit des Spielsandes) sei im Kosten-
punkt 1.4 (Kontrolle des Zustandes der Spielplätze) schon enthalten, Die Kontrolle
der Sauberkeit des Spielsandes falle unter die Kontrolle des Spielplatzes.

Zu Punkt 1.6 (Überprüfung der Müll- und Papierkörbe) erhebt die Klagepartei die
folgenden Einwände:

a) Die Mieter hätten festgestellt, dass Kostenansätze umgelegt wurden, ob-
wohl die Objektbetreuung nicht anwesend war oder in Urlaub war (Bl. 216).

b) Zu Punkt 1.6 hätten die Mieter zudem festgestellt, dass Kostenansätze
umgelegt wurden, obwohl die Leistung nicht erbracht wurden, weil die Ab-
fallbehälter gar nicht vorhanden waren.

c) lm Juni 2014 seien am Spielplatz Nord die beiden Abfallbehälter vom Ob-
jektbetreuer entfernt worden. Bis zum 22.05.2015 habe es keine neuen Ab-
falleimer gegeben.

Zum Tätigkeitspunkte 1.8 (Sichtkontrolle von Lichtschächten, Reinigung bei Be-

darf) und 1.10 (Reinigung der Fußabtritte im Bereich von Außentüren und Keller-
außentreppen) wendet die Klagepartei ein, die Fußabtritte seien weder bei den
Hochbauten (Lichtschächte) noch an den Querbauten im Jahr 2014 gereinigt wor-
den. Nur am 18.11.2014 habe eine einzige Reinigung stattgefunden. Diese Reini-
gung sei nicht vom Objektbetreuer durchgeführt worden.

Zum Kostenpunkt 2.3 (Kontrolle und ggf. Sauberhaltung der Müllplätze und
-stände) trägt die Klagepartei vor, die Müllplätze seien im Jahr 2014 durch die
Mieter bis zum November selbst gereinigt worden. Danach hätten die Mieter die
Reinigung eingestellt.

Es habe keine wöchentliche Kontrolle und Sauberhaltung der Müllplätze im Jahr
2014 stattgefunden.

4
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Nach Rückfrage durch Bewohner sei mitgeteilt worden, dass die Müllplätze min-
destens einmal pro Woche gereinigt würden, bei Bedarf sogar ohne Mehrkosten
für die Mieter auch zweimal.

Diese Reinigung sei aber über Wochen nicht erfolgt, auch nicht von der Vertretung
der Objektbetreuung. Der Objektbetreuer habe auf Anfrage von Mietern erklärt, er
sei doch nicht der Depp der Anlage, sollten die den Dreck wegräumen, die ihn
hinwürfen.

Zum Kostenpunkt 5.3 (Kontrolle der Druck- und Hebeanlagen) macht die Klage-
partei folgende Einwendungen geltend:

a) Die Mieter hätten festgestellt, dass eine solche Kontrolle der Druck und
Hebeanlage ohne Tauchgerät nicht möglich sei, weil die Anlagen unter dem
Wasserspiegel der Schächte lägen. Eine Kontrolle der Druck- und Hebean-
lage sei ohne Tauchgerät gar nicht möglich gewesen. Die technische Ein-
richtung befinde sich unter einer Stahlplattendecke und lege zum Teil '1,40

m unter Wasser.

b) Eine dieser Einrichtungen sei im Jahr 2a14 monatelang nicht an die strom-
versorgung angeschlossen gewesen (Bl. 51 ).

Zum Kostenpunkt 6.5 (Kontrolle der Feuerlöscher, Brandschutztrockenleitungen)
wendet die Klagepartei ein,

a) es gebe einen Wartungsvertrag mit der Firma WI + BI München.
Diese koste nach der Abrechnung für das Jahr 201S 336,45 €.

b) Bei Punkt 6.5 sei nicht erklärt, was hier abgerechnet werde. Trockenlösch-
leitungen gebe es in den streitgegenständlichen Anwesen nicht. Brand-
schutztüren gebe es nur in der Tiefgarage süd, die Kosten dürften aber
nicht auf die gesamte Wohnanlage umlegt werden.

Der Kläger hat beantragt (Bl. 48)

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger und seine Ehefrau MI zur gesamten
Hand € 158,58 nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Ba-
siszinssatz der EZB seit Klageerhebung zu bezahlen.

1.a Die Beklagte wird weiter verurteilt, an den Kläger€ 130,09 nebst Zinsen hieraus in
Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz der EZB seit Klageerhebung
zu bezahlen.

Die Beklagte hat beantragt:

Die Klage wird abgewiesen.

8.

1
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Die Beklagte wendet ein, dass die Betriebskostenabrechnung richtig sei.

DieBeklagtehabedieDElmmobilienserviceGmbHmitderErbringungder
Hauswartdienstleistungen beauftragt. Dem Geschäftsbesorgungsvertrag sei als Anlage 1 der
KatalogderumlagefähigenLeistungenderDElmmobilienserviceGmbHbei-
gefügt.DiesehabedieDElmmobilienserviceGmbHgegenüberihrenobjekt-
betreuern näher erläutert und die Erläuterungen auch der Beklagten überlassen (B8, Bl. 1S5).

Das Entgelt für diesen Vertrag (K4, Bl. 18) betrage 59.901,70 €. Die Abrechnung erfolge monat-
lich (Bl ,B/.77 ff.). Die Beklagte habe von den Gesamtkosten von 60.089,46 € einen Betrag in
Höhe von zweimal 93,88 € abgezogen (Bl. 132).

ln der Vergütungsregelung in § 2 hätten die Parteien bewusst davon abgesehen, die individuel-
len Preise und Leistungen je Objekt bereits in dem Vertrag fest zu vereinbaren. Es sei lediglich
inderAnlagedasgesamtemöglicheLeistungspektrumderDElmmobilien-
service GmbH aufgenommen worden. Die individuell pro Objekt notwendigen Leistungen seien
bei Vertragsbeginn aufgenommen worden. Somit bestehe die Möglichkeit, die Leistungen flexi-
bel an den tatsäehlichen Bedarf anzupassen.

Es gebe daher auch keine feste Preisvereinbarung je Objekt in dem Vertrag. Vielmehr sei in
Abhängigkeit von dem konkreten Leistungsumfang pro Objekt geprüft worden, welcher Preis
marktüblich und angemessen sei. Als Orientierungshilfe diene dabei auch der jeweilige Be-
triebskostenspiegel. Gemäß § 2 Ziffer 1 Satz 3 des Vertrages bestehe jederzeit bis zum 30.1 1 .

des Vorjahres die Möglichkeit, die Preisvereinbarung pro Objekt zu überprüfen und gegebenen-
falls anzupassen. Es sei ja auch denkbar, dass zu prüfende Anlage und Einrichtungen hinzu-
kämen oder wegfielen.

Der insgesamt für die Wirtschaftseinheit BIstraße/Bafstraße vereinbarte Betrag
sei dann auf die einzelnen Positionen gemäß dem Objektleistungsverzeichnis für die Wirt-
schaftseinheit (Anlage K5) heruntergebrochen worden (Bl. 133). Damit sei es möglich, bei Auf-
nahme weiterer oder Herausnahme von Leistungen ohne weiteres den Preis anzupassen.

Der Preis für die einzelnen Positionen gemäß dem Leistungsvezeichnis bemesse sich nach der
Wohnfläche multipliziert mit dem Faktor 0,0325.

Werde die Leistung für die gesamte Wirtschaftseinheit erbracht, so koste ein Leistungsdurch-
gang 93,88 € (28.885,37 qm x 0,0325). Dies betreffe etwa die Ziffer 1.1 des Leistungsverzeich-
nisses mit der Position ,,Gewährleistung der ordnungsgemäßen Beleuchtung im Außenbereich".

Ein Leistungsdurchgang, der zum Beispiel nur für das Haus Bfstraße ! anfalle, koste

12,69 € (3.905,22 qm x 0,0325). Dies betreffe etwa die Position 3.0 ,,Kontrolle der Türen und
Schlösser des Gebäudes).

Die letztlich entscheidende Frage sei, ob der insgesamt für die in Rede stehende Wirtschafts-
einheit der in Rechnung gestellte Preis angemessen sei und dem Wirtschaftlichkeitsgebot ent-
spreche.
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Bei der D- lmmobiiienservice GmbH handele es sich um ein zum Vf-
Konzern gehöriges, rechtlich aber selbständiges Unternehmen.

Alleinige Gesellschafterin der D- lmmobilienservice GmbH sei die DI

- 

Kundenservice GmbH.

Ein Anspruch auf Vorlage des Arbeitsvertrages des Objektbetreuers bestehe nicht. Die DI
(etzt !f) lmmobilienservice GmbH habe sich geweigert, den Arbeitsver-

trag herauszugeben (Anlage zum Beklagtenschriftsatz vom 21.12.2018, Bl. 2s1).

Es sei unerheblich, ob der Tätige als Hausmeister oder Objektbetreuer bezeichnet werde, Es
komme darauf an, ob die durchgeführten Arbeiten unter § 2 Nr. 14 BetrKV fielen.

Der Hausmeister beziehungsweise Objektbetreuer habe im Jahr 2014 sämtliche Arbeiten ge-
mäß dem Tätigkeitsnachweis (Anlage K5, Bl. 22)erbracht.

Die vom Hausmeister ausgeführten Arbeiten würden im EDV-System der Beklagten derart er-
fasst, dass in einem Reiter zu jedem Objekt der Leistungskatalog hinterlegt sei. Der Hausmeis-
ter müsse sich mit seinem iPad in das Ticketsystem einloggen und durch Setzen eins Häkchens
bei der jeweiligen Position ("Klick") bestätigen, dass er die entsprechende Leistung erbracht ha-
be. Habe er sie nicht erbracht, dürfe er sie nicht bestätigen. Die Bestätigung einer Leistung sei
nur bis zum Samstag um 12 Uhr der jeweiligen Woche möglich. Habe der Hausmeister bis dahin
das bearbeitete Ticket nicht abgeschickt, sei eine Bestätigung der Erbringung der Leistung nicht
mehr möglich.

lm Hinblick auf den Wartungsvertrag mit der Firma Wf + BI handele es sich dabei um
etwas anderes als die laufende Kontrolle der Geräte. Die Kosten von 336,45 € beträfen zudem
das Jahr 2015 und damit nicht die streitgegenständlichen Abrechnung.

lm Jahr 2014 seien aufgrund eines Vertrages mit der Firma WI + BI GmbH & Co. KG
(89, Bl. 200) Kosen in Höhe von 138,44 € und von 35,18 € angefailen (Bl. 136).

Die Kosten lägen unter den Kosten, die der Betriebskostenspiegel für Bayern für das Jahr 2014
ausweise. Bei Gesamtkosten von 59.901,70€ und einer Gesamtwohnfläche von 28.885,37 qm
ergäben sich Kosten pro qm und Jahr von2,074 €, pro Monat von 0,17€. Diese Kosten lägen
weit unterhalb der üblichen Kosten, so dass das Wirtschaftlichkeitsgebot eingehalten sei.

Zum näheren lnhalt des Vorbringens und zur Ergänzung des Tatbestandes wird auf die ge-
wechselten Schriftsätze und die Protokolle derVerhandlungen vom 15.05.2018 (Bl. 10g), vom
10.01.2019 (81. 254) und vom 19.02.2019 (Bl. 281) verwiesen.

Das Gericht hat Beweis durch Zeugen erhoben. lnsoweit wird auf die Ladungsverfügungen vom
30.08.2018 (Bl. 117), vom 21.11.2018 (Bl. 243) und vom 10.01.2019 (Bi.252) sowie auf die
Protokolle derVerhandlungen vom 10.01.2019 (81.254) und vom 19.02.2019 (Bt.2S1) Bezug
genommen.

Am 19.03.2019 ging ein Schriftsatz der Klagepartei vom 19.03.2019 ein. Am 16.04.2019 ging
ein Schriftsatz der Beklagtenpartei vom 1 1,04.2019 ein.
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Entscheid ungsgrü nde

Die Schriftsätze der Klagepartei vom 19.03.2019 und der Beklagtenpartei vom 11.04.201g wur-
den berücksichtigt, soweit sie Ausführungen zur Beweiswürdigung oder zu Rechtsfragen nicht
enthielten, nicht aber, soweit sie neuen Tatsachenvortrag enthielten, § 2g6a Zpo.

Ein Sachverständigengutachten war nicht zu erholen. Der Kläger war nicht als partei zu ver-
nehmen, da die Beklagtenpartei nicht ihr Einverständnis erklärt hatte.

Der zulässigen Klage war weit überuuiegend stattzugeben, da sie bis auf einen Teil des Zinsan-
trages begründet ist.

A,

Die Klage ist zulässig, insbesondere ist das Amtsgericht München sachlich und örtlich zustän-
dig, weil die Streitigkeit Mietverhältnissen über in München gelegene Wohnungen entspringt,

§§ 29a Abs. 1 ZPO,23 Nr. 2a GVG.

Die Klage ist auch begründet.

Der Kläger hat gemäß § 812 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 und S. 2 Alt. 1 BGB einen Anspruch auf Rück-
zahlung von Betriebskostenvorauszahlungen und von Nachzahlungsbeträgen in Höhe von
288,67 € für das Jahr 2014, nämlich in Höhe von 158,58 € für die Wohnung im 4. Obergeschoss
mit seiner Ehefrau als Gläubiget zut Gesamten Hand und in Höhe von 130,09€ für die Woh-
nung im 8. Obergeschoss.

Die Mieter haben durch die Leistung der Vorauszahlungen und der Nachzahlungsbeträge
die von der Beklagten geltendgemachten Hausmeisterkosten in voller Höhe bezahlt.
Nach Vorlage der Betriebskostenabrechnungen und Ablauf der Abrechnungsrist nach

§ 556 Abs. 3 S. 1 und 2 BGB besteht aber für die Beklagtenpartei kein Behaltensgrund
mehr.

Der Kläger ist auch nicht mit der Rückforderung gemäß § 814 BGB ausgeschlossen

Gemäß § 814 Alt. 1 BGB kann das zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit Ge-
leistete nicht zurückgefordert werden, wenn der Leistende gewusst hat, dass er zur Leis-
tung nicht verpflichtet war.

Die Vorschrift begründet eine von Amts wegen zu beachtende rechtshindernde Einwen-
dung (Sprau/Palandt, BGB,77. Auflage, 2018, § 814 Rn. 1). Sie beruht auf dem Gedan-
ken widersprüchlichen Verhaltens (Sprau/Palandt, BGB, 77. Auflage,2A18, § 814 Rn. 3).

B

L
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Wer zahlt, obwohl er weiß, dass er nicht zahlen muss, soll mit der Rückforderung weder
den Empfänger belästigen noch das Gericht in Anspruch nehmen können.

Der Kläger hat hier die Nachzahlung erbracht, obwohl er, auch nach eigenem Vortrag,
wusste, dass er nicht zur Zahlung verpflichtet ist. Der Kläger hatte aber zuvor mit Schrei-
ben vom 07.12.2015 (K3, Bl. 17) erklärt, dass er die Kosten einstweilig unter Vorbehalt
leisten werden. lm Hinblick auf die Rückzahlung geleisteter Vorauszahlungen kommt die
Einwendung des § 814 BGB von vornherein nicht in Betracht.

ll. Der Beklagten stehen aber die Hausmeisterkosten nicht zu.

1. Die Abrechnung ist zwar formell ordnungsgemäß.

Eine Betriebskostenabrechnung ist formell ordnungsgemäß, wenn sie eine Zu-
sammenstellung der Gesamtkosten enthält, den zugrunde gelegten Umlage-
schlüssel angibt und bei Bedarf erläutert, die nachvollziehbare Berechnung des
Anteils des Mieters und den Abzug der Vorauszahlungen des Mieters enthält so-
wie gedanklich und rechnerisch verständlich ist (vgl. Langenberg/Schmidt-Futterer,
Mietrecht, 13. Auflage,2017 § 556 Rn. 333).

Dies ist bei beiden streitgegenständlichen Betriebskostenabrechnungen der Fall.

Die Abrechnungen listen die einzelnen Kostenpunkte auf und legen diese nach
den nachvollziehbare angegebenen Umlageschlüsseln um. Die Vorauszahlungen
sind abgezogen, die Abrechnungen sind auch sonst verständlich.

Die Einwände der Klagepartei betreffen allein die materielle Richtigkeit der Ab-
rechnung. Denn da die Beklagte von den Mietern nun einmal die von ihr an die
D- (jetzt Vf) lmmobilienservice GmbH gezahlte Vergütung
verlangt, muss sie diese auch nicht anders in die Abrechnung einstellen, als wie
geschehen, nämlich unter Angabe der Gesamtkosten und der Umlage nach der
Fläche unter Angabe der Gesamtfläche und der Einzelfläche.

Die materielle Richtigkeit der Abrechnung ist aber durch die Beklagten nicht dar-
gelegt.

Die Beklagte ist ihrer sekundären Darlegungslast, welche Hausmeisterkosten an-
gefallen sind, nicht nachgekommen. Sie hat nicht nachvollziehbar vorgetragen, wie
sich die Gesamtkosten von 59.901,70 € ergeben.

Die Beklagte hat ferner der Klägerin keine ausreichende Belegeinsicht gewährt.

DieBeklagtehatzudemnichtdargeIegt,welcheKostenderDE
fietzt Vf) lmmobilienservice GmbH durch Beschäftigung des Hausmeisters
KI entstanden sind, insbesondere nicht den entsprechenden Arbeitsvertrag
und damit zusammenhängende Unterlagen vorgelegt.

2
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Nicht erheblich ist insoweit das Vorbringen der Beklagtenpartei, sie habe sich am
Betriebskostenspiegel orientiert, ihr Kostenansatz liege unter dem Durchschnitt.
Dies geht fehlt. Der Vermieter kann sich seiner Abrechnungs- und Darlegungs-
pflicht und der Pflicht zur Wahrung des Wirtschaftlichkeitsgrundsatzes nicht
dadurch entziehen, dass er einfach ohne nähere Darlegung einen Preis ansetzt,
der unter dem Durchschnitt liegt.

a) Die Klagepartei hat nicht nachvollziehbar vorgetragen, wie sich die Ge-
samtkosten von 59.901,70 € ergeben. Sie hat insbesondere keine konkrete
Vereinbarung über eine konkrete Zahlung vorgetragen, auch keinen ent-
sprechenden Vertrag vorgelegt. Es erscheint daher möglich, dass es eine
solche Vereinbarung gar nicht gibt, es sich vielmehr um rein konzerninterne
Kostenkalkulationen handelt.

Es geht vorliegend nicht darum, dass sich die Gesamtkosten von
59.901,70€ aus den vorgelegten 12 Monatsrechnungen und monailichen
Zahlungen der Beklagten an die Df lmmobilienservice GmbH erge-
ben. Nicht dass die Beklagte 59.901,70 € gezahlt hat, begründet die Umla-
gefähigkeit, sondern nur, dass die Beklagte zu dieser Zahlung als Vergü-
tung von Hausmeisterkosten verpflichtet war. Letzteres hat die Beklagte
aber nicht dargelegt.

Der Geschäftsbesorgungsvertrag zwischen der Beklagten und der D!
fietzt Vf) lmmobilienservice GmbH enthält keine

Vereinbarung einer Summe. ln §2 (K4, Bl. 18R) heißt es insoweit nur, die
Beklagte erstatte die entstandenen und per Einzelrechnung umlagefähig
ausgewiesenen Kosten. Dies klingt so, als werde gar kein Entgelt verein-
bart, sondern als komme es auf die entstandenen Kosten an. Die Rech-
nungen (Anlage 81, Bl. 77 tt.) enthalten dann nur Einzelbeträge von ca.

5.000,00 €.

lm Schriftsatz vom 17.04.2018 heißt es, die Vertragsparteien hätten davon

abgesehen, individuelle Preise und Leistungen je Objekt bereits im Vertrag

fest zu vereinbaren. Mit Blick auf die Leistungen sei in der Anlage lediglich
dasgesamtemöglicheLeistungsspektrumderDElmmo-
bilienservice GmbH aufgenommen worden. Die individuell pro Objekt not-

wendigen Leistungen seien bei Vertragsbeginn aufgenommen worden. So-
mit bestehe während der Vertragslaufzeit jederzeit die Möglichkeit, die
Leistungen flexibel an den tatsächlich notwendigen Bedarf anzupassen.
Dabei gebe es keine feste Preisvereinbarung je Objekt in dem Vertrag.
Vielmehr sei in Abhängigkeit von dem konkreten Leistungsumfang pro Ob-
jekt geprüft worden, welcher Preis marktüblich und angemessen sei.

Hatte das Gericht diesen Vortrag zunächst so verstanden, die Beklagte und

die DE lmmobilienservice GmbH hätten die Preise so ver-
einbart, dass sie etwa für einen Kontrollgang durch die Außenanlagen einen
Preis von 93,88 € ansetzen, so dass sich die Monatsleistung für die Rech-
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nung und die Jahressumme dann aus der Anzahl der Kontrollgänge multi-
pliziert mit dem Preis von 93,88 € ergab, trug die Beklagtenpartei im
Schriftsatz vom 27.09.2018 vor, es seien vielmehr die Beträge wie 93,88€
aus dem vereinbarten Betrag errechnet worden, den aber die Beklagten-
partei wiederum nicht vortrug, auch nicht substantiiert zu dessen Vereinba-
rung.

Die Beklagte kann sich zudem nicht darauf berufen, es seien Hausmeister-
kosten in Höhe von 59.901,70€ entstanden, weil sie dem Kläger keine
ausreichende Belegeinsicht gewährt hat.

aa) Die Beklagte hatte hier der Klagepartei Belegeinsicht auch in die
Kosten der DE lmmobilienservice GmbH zu ge-

währen, insbesondere den Arbeitsvertrag mit dem Objektbetreuer
le, dessen Vergütung und Leistungsverzeichnis.

Nach Ablauf der Abrechnungsfrist oder Vorlage von Betriebskosten-
abrechnungen kann der Vermieter die Betriebskostenvorauszahlun-
gen nur noch dann behalten, wenn nach einer formell ordnungsge-
mäßen und materiell richtigen Betriebskostenabrechnung die Be-
triebskosten tatsächlich angefallen sind. Denn nach der vertraglichen
Vereinbarung handelt es sich bei Betriebskostenvorauszahlungen
nur um Vorauszahlungen.

Der Mieter hat einen Anspruch auf Belegeinsicht, um die Richtigkeit
der Betriebskostenabrechnung prüfen zu können.

Der Vermieter muss nur Einsicht in die Belege gewähren, die die
Kostenpunkte betreffen, die er in der Betriebskostenabrechnung
nach §§ 556, 259 BGB vom Mieter verlangt, also nur in die Verträge
und weiteren Unterlagen. Das Belegeinsichtsrecht umfasst die Ein-
sichtnahme in die Abrechnungsunterlagen, darunter auch Verträge
des Vermieters mit Dritten, soweit deren Heranziehung zur sachge-
rechten Überprüfung der Nebenkostenabrechnung und zur Vorberei-
tung etwaiger Einwendungen gegen die Nebenkostenabrechnung
erforderlich ist (BGH vom 03.07.2013, Vlll ZR 322112, NZM 2013,
755; Langenberg/Schmidt-Futterer, Mietrecht,'t3. Auflage, 2017,

§ 556 Rn. 481). ln der Regel umfasst das Recht zur Belegeinsicht
aber nicht die Vorverträge, die der Vertragspartner des Vermieters
wiederum mit Viertfirmen hat (BGH a.a.O.). Denn diese wäre nicht
Teil der Rechnungslegung des Vermieters, sondern Teil der Rech-
nungslegung des Vertragspartners des Vermieters.

Etwas anderes muss nach Auffassung des Gerichts aber gelten,
wenn es personelle oder wirtschaftliche verflechtungen zwischen
dem vermieter und dem Vertragspartner des Vermieters gibt. Denn
dann erscheinen die vertragsbeziehungen, die der vertragspartner

b)
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zu vierten unterhält, noch als vertragspartner des vermieters (vgl.
AG Hamburg-Barmbek vom 25.10.2006, 810 C 300/06, ZMR 2007,
458; LG Bremen vom 28.03.2012, 1 S 101t11, WuM 2013,4g8;
Langenberg/Schmidt-Futterer, Mietrecht, 13. Auflage, 2017, s 556
Rn.481),

Betriebskosten sind bei einer umlagevereinbarung für den Vermieter
durchlaufende Posten, da er diese an den Mieter weiterreichen kann.
Bereits daraus ergibt sich bei wirtschaftlicher Betrachtung die Mög-
lichkeit von fehlenden Anreizen für den Vermieter, die Kosten zu
kontrollieren. Diese Möglichkeit wird umso größer, wenn der Ver-
tragspartner des Vermieters mit dem Vermieter wirtschaftlich oder
personell verflochten ist, weil dann die Gefahr besteht, dass der
Vermieter nicht nur die Kosten nicht ausreichend kontrolliert, sondern
sogar mit erhöhten Kosten einverstanden ist, die ihn aufgrund der
Umlage der Betriebskosten auf den Mieter nichts kosten, den Gewinn
des verbundenen Unternehmens aber erhöhen. Den Vermieter trifft
daher dann die Nebenpflicht aus §§ 242,241 Abs. 2, 259 BGB, dem
Mieter auch Belegeinsicht in die Unterlagen seines Vertragspartners
zu gewähren. Denn ansonsten würde die Pflicht des Vermieters zur
Rechnungslegung nach §§ 556, 259 BGB und das Recht des Mieters
zur Belegeinsicht ausgehöhlt.

Es ist auch nicht ersichtlich, dass dem Vermieter die Gewährung von
Belegeinsicht nicht ohne weiteres möglich ist. Seine Vertragspartner
sind aus vertraglicher Nebenpflicht gemäß § 241 Abs. 2 BGB ver-
pflichtet, dem Vermieter bei der Erfüllung seiner Pflichten gegenüber
dem Mieter behilflich zu sein, zumal der Vertragspartner von vornhe-
rein bei Vertragsschluss erkennen kann, dass sich seine Leistungs-
pflichten gerade auf Tätigkeiten beziehen, für die der Vermieter ge-
genüber dem Mieter abrechnen muss. Bei personeller oder wirt-
schaftlicher Verflechtung zwischen Vermieter und Vertragspartner ist

es offensichtlich, dass es keine Schwierigkeiten geben sollte. Das

von der Beklagtenpartei vorgelegte Schreiben der D-
I fietzt Vf) lmmobilienservice GmbH sieht das Gericht
insoweit als reines Bequemlichkeitsschreiben, das der Rechtslage

und den zwischen den Beteiligten herrschenden Rechtsbeziehungen
nicht gerecht wird.

Aus dem von der Beklagtenpartei zitierten Urteil des BGH vom

03.07.2419, Vlll 2R322112, NZM 2013, 755, ergibt sich nichts ande-
res. Denn diese Entscheidung betrift nur die Frage der Belegeinsicht
in Rechnungen des Contractors bei einem Wärmelieferungsvertrag,
ohne dass es dort zwischen dem Vermieter und dem Wär-
mecontractor personelle oder wirtschaft I iche Verpflichtu ngen gab.
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Danach hatte hier der Kläger auch einen Anspruch auf Belegeinsicht
auch in die Unterlagen der D- fietzt Vf) lm-
mobilienservice GmbH, insbesondere auf deren Arbeitsvertrag mit
dem Hausmeister und war die Beklagte zur Vorlage verpflichtet.

Denn hier liegt eine ausreichende wirtschaftliche verfrechtung vor.
Die Beklagte und die DE lmmobilienservice GmbH
sind Mitglieder des gleichen Konzerns.

Denn nach dem unstreitigen Beklagtenvortrag (Bl. 127) ist einzige
Gesellschafterin der D- fietzt Vf) lmmobili-
enservice GmbH die DE Kundenservice GmbH.
Zudem ist es aber gerade diese DE Kundenservice
GmbH diejenige Firma, die die Beklagte als Hausverwaltung ein-
schaltet, um die Betriebskostenabrechnungen zu erstellen (K2, Bl.

15). Dies macht die konzerninternen Verflechtungen nochmals be-
sonders deutlich. Zudem hat die Beklagt selbst mit schriftsatz vom
17.04.2018 eingeräumt, dass die DE lmmobilien-
service GmbH Gewinn generiere (Bl. 75). Auch daraus ergibt sich
eine Pflicht der Beklagten gemäß §§ 241, 259, 556 Abs. 3 S. 1 HS 2
BGB, der Klagepartei auch Einsicht in die Unterlagen der Df
I fetzt Vf) lmmobilienservice GmbH zu gewähren.

bb) Die Nichtgewährung der Belegeinsicht führt hier dazu, dass die Be-
klagte sich hier derzeit auf den Hausmeisterkosten nicht berufen
kann, die erhaltenen vorauszahlungen vielmehr zurückzuzahlen hat.

Gewährt der Vermieter die Belegeinsicht nicht, steht dem Mieter ein
Zurückbehaltungsrecht gegen die Nachforderung des Vermieters zu.

Dies führt anders als im Regelfall nach § 274 BGB aber nicht dazu,
dass der Mieter zur Zahlung des Nachzahlungsbetrages Zug-um-Zug
gegen Gewährung von Belegeinsicht zu verurteilen ist, sondern zur
Abweisung der Vermieterklage als derzeit unbegründet (vgl. BGH
vom 07.02.2018, Vlll ZR 189117, NJW 2018, 1599, gestützt auf §242
BGB wegen Pflichtverletzung des Vermieters; Langen-
berg/Schmidt-Futterer, Mietrecht, 13. Auflage , 2017, s 556 Rn. b41;
LG Bremen vom 28.03.2012,1 S 107/11, WuM 2013, 4BB).

Klagt der Mieter aber auf Rückzahlung geleisteter Vorauszahlungen
oder auf Rückzahlung geleisteter Nachzahlungen, ohne dass der
Vermieter Belegeinsicht gewährt hat, muss sich der Vermieter eben-
falls so behandeln lassen, als sei sein Anspruch auf Zahlung der Be-
triebskosten derzeit nicht fällig beziehungsweise schulde er gemäß

§§ 280, 241 Abs. 2,249, 242 BGB derzeit die Freistellung von diesen
Kosten. Es ist dem Mieter dann nicht zumutbar, zunächst auf Bele-
geinsicht zu klagen, gegebenenfalls im Wege der Stufenklage.
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Denn die Parteien haben Vorauszahlungen vereinbart und der Ver-
mieter ist zur Beachtung des Wirtschaftlichkeitsgebotes sowie zur
Abrechnung und Belegeinsicht verpflichtet.

c) Maßgeblich waren zudem hier nur die Kosten, die der D-
(jetzt Vf) lmmobilienservice GmbH selbst entstanden. Nur deren Kos-
ten sind umlegbare Betriebskosten.

Da die Beklagtenpartei dem Hinweis des Gerichts, entsprechende unterla-
gen vorzulegen, nicht nachkam, ließen sich diese Kosten aber gar nicht er-
mitteln.

Der vermieter darf grundsätzlich aus Betriebskosten keinen Gewinn gene-
rieren, wenn die Parteien, wie hier Vorauszahlungen für Betriebskosten ver-
einbaren. Dies darf der Verrnieter nur aus der Grundmiete oder aus Be-
triebskostenpauschalen. Denn die Parteien vereinbaren schon keinen Preis
für die Betriebskosten, weil nach der obligatorischen Abrechnung die par-

teien Guthaben und Nachzahlungssalden ausgleichen müssen. Der Ver-
mieter muss über die Betriebskosten abrechnen, er muss den wirtschaft-
lichkeitsgrundsatz waren. Der Vermieter, der bei vereinbarten Betriebskos-
tenvorauszahlungen Gewinn generiert, verletzt seine Vertragspflichten. Er
macht sich gemäß §§ 280, 241 Abs. 2,249 BGB schadensersatzpflichtig.

Die Beklagte hat hier die Vertragsverletzung eingeräumt, denn sie hat vor-
getragen, dass das Konzernmitglied DE {etzt Vf)
lmmobilienservice GmbH, an deren wirtschaftlichem Erfolg die Beklagte
mindestens mittelbar beteiligt ist, aus den Hausmeisterkosten Gewinn er-
zielt. Zumindest darf die Beklagte nicht einem ihr verbunden unternehmen
zu Lasten der Mieter Gewinne verschaffen.

Dies ergibt sich auch aus § 1 Abs. 1 S. 2 BetrKV. Nach dieser Norm dürfen
Sach- und Arbeitsleistungen des Eigentümers mit dem Betrag angesetzt
werden, der für eine gleichwertige Leistung eines Dritten, insbesondere ei-
nes Unternehmers, angesetzt werden könnte.

Nach Auffassung des Gerichts sind Leistungen verbundener Unternehmen
wie Leistungen des Eigentümers selbst anzusehen, so dass diese nur in-
soweit angesetzt und umgelegt werden dürfen, als sie die Kosten eines
Drittunternehmens nicht übersch reiten.

3 Die weiteren allgemeinen Einwendungen der Klagepartei schlagen hingegen nicht
durch:

a) Nicht durchschlagend ist der Einwand Klagepartei, dass nicht klar sei, wie
und ob die Zählung mit Klicks und deren Kontrolle funktioniere.

Das Gericht hält insoweit den Vortrag der Beklagtenpartei für überzeugend,
dass es keinen Unterschied mache, ob der Hausmeister die Erledigung der
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Arbeiten elektronisch melde oder ob er auf einer papierliste Haken mache,
die er einmal im Monat an den Arbeitgeber übermitfle.

Nicht durchschlagend ist der Einwand der Klagepartei, es handele sich bei
den Kontrollgängen um nicht umlegbare Veruvaltertätigkeit.

Gemäß § 2 Nr. 14 BetrKV sind Betriebskosten im Sinne des § 1 BetrKV
auch die Kosten für den Hauswart, nämlich die vergütung, die sozialbei-
träge und alle geldwerten Leistungen, die der Eigentümer oder Erbbaube-
rechtigte dem Hauswart für seine Arbeit gewährt, soweit diese nicht die ln-
standhaltung, I nstandsetzung, Erneuerung, schönheitsreparaturen oder die
Hausverwaltung betrifft; soweit Arbeiten vom Hauswart ausgeführt werden,
dürfen Kosten für Arbeitsleistungen nach den Nummern 2 bis 10 und 16

nicht angesetzt werden.

Kontrollgänge des Hausmeisters zählen zu den Tätigkeiten, deren Kosten
als Betriebskosten umlegbar sind, wenn sie entsprechend den Aufgaben
eines Hausmeisters die Sicherheit und Ordnung betreffen (vgl. Langen-
berg/Zehelein, 8. Auflage, 2016, A2011202; AG Hohenschönhausen vom
31.03.2008, 16 C 2O5lO7; im Grundsatz ebenso AG Gera vom 01 .12.2011,
2 C 184111, WuM 2012,345, das nach den einzelnen Zwecken der Kon-
trollgänge d ifferenziert).

Das Gericht ist insoweit der Auffassung, dass es sich bei den abgerechne-
ten Tätigkeiten der Liste K5 (Bl. 22) durchgehend um Kontrollen handelt, die
die sicherheit und ordnung in der wohnanlage und den einzelnen Häusern
betreffen, beziehungsweise um Tätigkeiten der Reinigung. Konkrete Ein-
wände gegen einzelne Tätigkeiten, bei denen dies nicht der Fall sein sollte,
hat die Klagepartei im Übrigen auch nicht vorgebracht.

soweit der Zeuge tC angab er habe auch die Namen beschriftet auf
den Klingeltableaus bei Ein- und Auszügen, Briefkästen beschriftet und
Aushänge geschrieben und angebracht, eine Mietersprechstunde gehalten
usw., handelt es sich zwar dabei um veruvaltungstätigkeit. Doch macht die
Beklagtenpartei die Kosten dafür nach der Abrechnung, dem Tätigkeitsbe-
richt (Anlage K5) und ihrem Vortrag nach nicht geltend. Die Abrechnung ist
damit insoweit weder materiell noch formellfehlerhaft. lnsbesondere musste
die Beklagte die Nichtumlage solcher Kosten nicht eigens in der Abrech-
nung ausweisen (vgl. BGH vom 20.01.2016, Vlll ZR 93/15, NJW 2016,
866).

Nicht durchschlagend ist der Einwand der Klagepartei im Hinblick auf Ur-
laubszeiten und Krankheitszeiten. Jeder Arbeitnehmer hat einen Urlaubs-
anspruch. Es ist sache der Df lmmobilienservice GmbH, für ur-
laubs- und Krankheitsvertretung zu sorgen. Dafür steht ihr ein Entgelt auch
dann zu, wenn der konkrete Hausmeister krank ist oder urlaub hat. Gibt es
dann keine Vertretung für Urlaub oder Krankheit, ist diese Nichleistung

b)

c)
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konkret zu rügen nicht anders, als wenn der Hausmeister nicht krank ist o-
der keinen Urlaub hat, aber dennoch nicht arbeitet.

Die weiteren Einwendungen gegen die einzelnen Tätigkeitspunkte schlagen nur
teilweise durch, so dass sich insgesamt insoweit nur eine Kürzung und damit je-
weils Klageforderung in Höhe von 18,08 € für die Wohnung des Klägers und seiner
Ehefrau im 4. obergeschoss (Klageantrag 1) und in Höhe von 14,93 für die woh-
nung des Klägers im 8. Obergeschoss (Klageantrag 1a) ergibt.

Das Gericht ist aufgrund der Beweisaufnahme nur teilweise überzeugt, dass die
Dff lmmobilienservice GmbH die Leistungen im Jahr 2014
schlecht erbracht hat.

Der Zeuge KI gab in der Verhandlung vom 10.01.2019 (Bl. 254) an, es sei im
streitgegenständlichen Haus, in der BIstraße !, und in den anderen
Häusern der Anlage, viel gemacht worden. Er habe das Haus von oben bis unten
kontrolliert, und wenn es Schäden gegeben habe oder Reparaturen hätten ge-
macht werden müssen, zum Beispiel eine Pumpe nicht funktioniert habe, habe er
das gemeldet und dann sei es meistens behoben worden. wenn Lampen kaputt
gewesen seien, habe er die Lampen selbst gewechselt. wenn der Aufzug nicht
gegangen sei, habe er das gemeldet und habe dann überwacht, dass das repariert
werde.

Er habe vor der Hauseingangstür sauber gemacht, also den Hauseingangsbereich.
Er habe Unrat beseitigt oder auch Laub und Schnee, wenn es nicht zu viel Schnee
gab.

Der Zeuge KI sagte aus, er habe den Kontrollgang 1 mal in der Woche ge-
macht. Er sei jedes Haus systematisch von oben nach unten durchgegangen. Er

sei aber sowieso täglich in der Anlage gewesen. So sei sein Büro ebenfalls in der
Anlage gewesen, nämlich in der Balstraße !.
Der Zeuge KI gab bei Durchgang der einzelnen Tätigkeiten der Anlage KS

(B1.22) durchweg an, dass er diese Tätigkeiten ausgeführt habe.

Die Angaben des Zeugen KI waren grundsätzlich glaubhaft, seine Angaben
glaubwürdig, wobei nach Auffassung des Gerichts nicht verkannt werden kann,
dass nach nunmehr 5 Jahren und vor allem auch bei der Gleichartigkeit der Tätig-
keiten und Vorgänge nicht in jedem Fall eine sichere Erinnerung enrvartet werden
kann.

Das Gericht verkennt dabei nicht, dass der Zeuge als Angestellter der Konzern-
gruppe der Beklagten in deren Lager zu verorten ist und er bei Bestätigung des
Klägervortrags zugleich eigenes Fehlverhalten hätte einräumen müssen.

Der Zeuge gab aber nicht mehr an, als er verantworten konnte. So sagte er aus, er
sei im streitgegenständlichen Objekt nur bis Januar oder Februar 2014 tätig ge-
wesen sei. Das Gericht geht aber davon aus, dass sich der Zeuge insoweit irrte,
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weil beide Parteien nachvollziehbar vortragen, dass der Zeuge das ganze Jahr
2014 hindurch im streitgegenständlichen Objekt tätig war. Dies zeigt aber, dass
der Zeuge nicht einfach den Vortrag der Beklagtenpartei bestätigte und sich nicht
auch eigens für die Aussage präpariert hatte, sondern nach eigenem Wissen An-
gaben machte.

Die Angaben des Zeugen waren auch detailreich und differenziert. So unterschied
der Zeugen, wann er feste Kontrollgänge gemacht habe (Häuser) und wann nicht
(Außenanlage, Spielplätze). Überzeugend und detailreich beschrieb der Zeuge,
wie er die Hebeanlage kontrollierte und wie ihm dies möglich war. Der Zeuge
übertrieb auch den Umfang seiner Tätigkeit nicht, wenn er etwa angab, dass er bei
den Feuerlöschern nur kontrolliert habe, ob die noch nicht abgelaufen und nicht
beschädigt seien. Auch bei den Brandschutzleitungen habe er nur eine äußerliche
Sichtkontrolle vorgenommen.

Der Zeuge tätigte auch Aussagen, die an sich für ihn und die Beklagtenpartei nicht
günstig sein, wie dass er zu den Mietern manchmal gesagt habe, dass er nur ob-
jetkbetreuer sei, nicht Hausmeister. Dies habe er vielleicht mal gesagt, wenn ein
Mieter zu ihm gesagt habe, er solle da irgendwo ein Papierchen wegräumen oder
auch leere Flaschen.

Dass der Zeuge im Jahr 2014 gar nicht gearbeitet hat, dürfte auch die Klagepartei
wohl nicht glauben. Auch die Zeugen gaben an, den Objektbetreuer im Jahr 2014
gesehen und auch mit ihm gesprochen zu haben.

(1) Nicht durchschlagend ist das Bestreiten, dass die Beleuchtung im Außen-
bereich nicht kontrolliert worden sei. Das Gericht hatte darauf hingewiesen,
dass die Klagepartei insoweit für die Verletzung des Wirtschaftlichkeitsge-
bots,alsofürdieSchlecht-oderNichtleistungderDE
lmmobilienservice GmbH, beweispflichtig ist. Die Klagepartei hat keinen
Beweis angeboten, sie ist beweisfällig geblieben.

Der Zeuge KI gab in der Verhandlung vom 't0.01.2019 an (Bt. 252), er
habe die Beleuchtung im Außenbereich kontrolliert. Die allgemeine Enryä-
gung der Klagepartei, dies könne nur in den Abend- und Nachtstunden er-
folgen, der objektbetreuer verlasse um 16 uhr die Anlage, kommt dagegen
nicht an. Es hätte der Klagepartei freigestanden, entsprechende Fragen an
den Zeugen le zu richten.

(2) Unbehelflich ist das Bestreiten der Klagepartei, dass die Kontrolle der Au-
ßenanlage wöchentlich erfolgt sei.

Die Klagepartei hat keinen Beweis angeboten.

Der Zeuge KI gab in der verhandlung vom 10.01.2019 (Bl. 256) an,
dass er die wege kontrolliert habe und den Zustand der Außenanlage
(Bl. 257). Er habe hier zwar keinen festen Kontrollgang 1 mal in der woche
gehabt. Da er ständig durch die Anlage gelaufen sei, wäre es ihm dann so
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aufgefallen. streugut habe er nur entfernt, wenn es zu viel war, bei den
Hauseingängen nur, wenn die Gefahr bestanden habe, dass sonst zu viel in
das Haus eingebracht werde.

weder der Tätigkeitslisten (Anlage K5) noch der Tätigkeitsbeschreibung
(Anlage B8) lässt sich im Übrigen entnehmen, dass die Beklagten insoweit
Säuberung des Gehweges abgerechnet habe. lm übrigen enthält die Be-
triebskostenabrechnung auch den Kostenpunkt,,Pflege Außenanlagen all-
gemein".

(3) Das Gerichts ist nach der Beweisaufnahme nicht davon überzeugt, dass die
D- lmmobilienservice GmbH im Jahr 2014 nicht der Kon-
trolle des Zustandes des Spielplatzes und der Sauberkeit des Sandes
nachgekommen ist.

Nach Auffassung des Gerichts verlangt die Klagepartei insoweit etwas, was
der Hausmeister nicht schuldete. lnsoweit liegt in der Nichtleistung oder
Schlechtleistung auch keine Verletzung des Wirtschaftlichkeitsgebots. Auch
nach Überzeugung des Gerichts aufgrund der Beweisaufnahme war zwar
der Zustand des Spielplatzes im Jahr 2014 zum großen Teil mangelhaft.
Doch ist nicht jede mangelhafte Vermieterleistung immer auch ein Be-
triebskostenproblem. Bei mangelhafter Vermieterleistung hat der Mieter
auch andere Rechte, beispielsweise das Recht der Minderung der Miete.

Nach der Tätigkeitsliste (K5) schuldete der Hausmeister gar nicht die Rei-
nigung, nur die Kontrolle. Die Tätigkeitsliste differenziert grundsätzlich bei

den einzelnen Tätigkeitspunkten zwischen Kontrolle, Reinigung und Reini-
gung bei Bedarf.

Der Zeuge KI gab in der Verhandlung vom 10.01.2019 (Bl. 256) an,

dass er die Spielplätze kontrolliert habe. Es habe 2 Spielplätze gegeben.

Diese habe er nicht auf festen Kontrollgängen kontrolliert. Der eine Spiel-
platz sei gegenüber seinem Büro gewesen, der andere zwischen der Bau-
ernfeindstraße 1 und 7. Zu dem einen Spielplatz sei er auch immer wegen
des Mülleimers gekommen. Er sei aber bei jedem Spielplatz mindestens
einmal in der Woche gewesen. Der Zeuge KI gab in der Verhandlung
vom 10.0't.2019 ferner (Bl. 256) an, dass er auch den Zustand des Sandes
kontrolliert habe, ob dieser verdreckt sei. Wenn der Sand verdreckt gewe-

sen sei, habe er dies gemeldet. Den Sand habe er nicht selbst gereinigt. Er
habe nur grobe Sachen entfernt, also etwa Müll und Hundekot. Den Aus-
tausch des Sandes habe er nicht selbst gemacht. Nach Auffassung des Ge-
richts decken sich diese Angaben des Zeugen mit der Tätigkeitsliste.

Soweit die Zeugen der Klagepartei Angaben zu Mängeln machten, betreffen

diese nach Auffassung des Gerichts nicht Aufgaben des Objektbetreuers
und beruhen zum Teil auf überhöhten Erwartungen der Mieter.
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Der Zeuge E! gab in der Verhandlung vom 10.01.2019 an (Bt. 269), im
Jahr 2014 habe es Aste und Brutholz beim spierpratz süd gegeben, die die
Eltern selbst entfernt hätten. 20141201s habe er Hasenkot auf den spiel-
plätzen festgestellt. Es habe eine Hasenplage gegeben.

Es könne sein, dass der objektbetreuer l[ im Jahr 2014 den sand im
spielplatz kontrolliert habe. Gereinigt habe er ihn nicht. Dafür brauche man
einen Rechen.

Der Zeuge wI sagte aus, dass der spielkasten nur nach einem sand-
wechsel sauber sei. Der sandwechsel finde einmal alle 2 Jahre statt. Der
Objektbetreuer habe nicht kontrolliert, ob die Firmen die Arbeiten auch tat-
sächlich vorgenommen habe. lm sande des spielkastens liege paper drin,
Blätter und auch Baumabfälle. Es habe 2014 auch Kaninchenkot im sand-
kasten gegeben, der nicht beseitigt worden sei. Ein konkretes Datum könne
er nicht benennen, aber bis heute werde der Kaninchenkot nicht beseitigt.

Daraus ergibt sich für das Gericht nicht zur vollen überzeugung, dass die
Zeugen etwas anderes als fehlende Feinreinigung kritisierten, die aber nicht
Aufgabe des objektbetreuers war. Der objektbetreuer schuldete insbeson-
dere nicht den Austausch des sandes, auch nicht die Reinigung von Ka-
ninchenkot, nur von Hundekot, der im allgemeinen größer ist.

Nicht durchschlagend ist auch der Einwand, dass die Kontrolle des sandes
in der Kontrolle des spielplatzes enthalten sei. Denn da nicht jeder spiel-
platz einen sandkasten haben muss, ist die grundsätzliche Aufteilung in der
Tätigkeitsliste nicht zu bestanden.

Zum Einwand, es habe noch die Beauftragung der Firma spierplatz mobil
gegeben, fehlt substantiierter vortrag, für welche Tätigkeit denn diese Firma
das Entgelt erhalten habe und wo in der Betriebskostenabrechnung dieser
Kostenpunkt ungelegt wurde.

(4) Die Betriebskostenabrechnung vom 02.12.201s über die wohnung des
Klägers und seiner Ehefrau im 4. obergeschoss ist um 3,23 €, die Be-
triebskostenabrechnung vom 02.12.201s über die wohnung des Klägers im
8. Obergeschoss ist um 2,OS € zu küzen.

Denn die Mieter haben insoweit einen schadensersatzanspruch auf Frei-
haltung von den Kosten für die Sichtkontrolle von Lichtschächten und deren
Reinigung bei Bedarf sowie für die Reinigung der Fußabtritte gemäß
§§ 280, 556 Abs. 3. S. 1 HS 2, 249 BGB.

Denn die Beklagte hat ihre pflicht aus § 556 Abs. 3 s. 1 HS 2 BGB, den
Grundsatz der wirtschaftlichkeit zu beachten, verletzt, indem sie an die
D- Immobilienservice GmbH die Vergütung in voller Hö-
he ungemindert gezahlt hat, obwohl im Jahr 2014 diese ihre pflichten ge_
mäß Ziffer 1 .B und 1 .10 der Tätigkeitsliste nicht erfüllt hat.
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a) Davon ist das Gericht aufgrund der Beweisaufnahme überzeugt,

Der Zeuge E! gab in der Verhandlung vom 10.01 .2019 an, er habe

im Herbst 2014 selbst die Schächte der Fußabtritte in den Objekten

Balstraße I gereinigt und in der Bfstraße !.
Er habe den Reinigungsbedarf bei der VI angezeigt, es sei

aber nichts geschehen.

Der Zeuge war glaubwürdig, seine Angaben glaubhaft, auch wenn

das Gericht nicht verkennt, dass der Zeuge in das Lager des Klägers

zu verorten ist, weil unter den Mietern der Anlage gewisse Vorurteile
gegenüber der Beklagten zu herrschen scheinen und die Mieter sich

auch gegen die Beklagte zusammengeschlossen haben.

Die Angaben des Zeugen waren aber detailreich, plausibel und

nachvollziehbar. Der Zeuge schilderte ausführlich seine Reini-

gungsmaßnahmen und beschrieb den Zustand der Schächte vor der

Reinigung.

Die Angabe des Zeugen E! werden durch die Aussage des Zeugen

WI bestätigt.

Der Zeuge WI gab für sein Haus, die Bafstraße l, äfl,

er habe, seit er in der Anlage wohne, die Fußabtritte selbst gereinigt.

Dies habe er zuletzt im Jahr 2018 getan. Er habe noch nie einen

Hausmeister oder einen Objektbetreuer gesehen, der das Gitter

selbst gereinigt habe. Den Reinigungsbedarf bestimme er nach dem

Aussehen. Er schließen zwar nicht aus, dass im Jahr 2014 der Fuß-

abtritt gereinigt wurde, aber er habe im Jahr 2014 den Fußabtritt

selbst gereinigt und nie einen Hausmeister gesehen, der das ge-

macht habe. Für die 3 Hochhäuser gab der Zeuge an, aus seiner

Mitgliedschaft in der Mietergemeinschaft zu wissen, dass auch in den

anderen Häusern die Fußabtritte nicht gereinigt worden seien, weil

die Mitglieder die Nichtreinigung melden würden.

Das Gericht ist davon überzeugt, dass vermieterseits in der gesam-

ten Abrechnungsanlage keine Reinigung der Schächte erfolgte, auch

wenn die Zeugen nur von einzelnen konkreten Schächten berichte-

ten. Denn für das Gericht ist nicht ersichtlich, warum die Vermieter-

seite, etwa durch den Zeugen lC, zum Teil die Schächte gerei-

nigt haben sollten, zum Teil nicht. Das Gericht ist auch davon über-

zeugt, dass im gesamten Jahr keine Reinigung vorgenommen wurde.

Denn der Zeuge E! gab nachvollziehbar an, dass aufgrund der

angesammelten Schmutzmenge von einer längeren Nichtreini-

gungszeit auszugehen ist.
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Der Zeuge l(I gab arvar in der Verhandlung vom 10.01.2019 (Bl.
258) an, er habe aus den Gittern vor den Hauseingängen den Sand
entfernt, wenn dort zuviel sand drunter war. Dies ist aber, nachvoll-
ziehbar, eine zu pauschale Aussage, um damit gegenüber den kon-
kreten, glaubhaften und plausiblen Angaben der anderen Zeugen
ankommen zu können.

Zudem zeigte der Zeuge KI auch die Neigung, sich für die Rei-
nigung eigentlich nicht zuständig zu fühlen.

b) Die Mieter sind damit gemäß § 249 Abs. 1 BGB von den Kosten frei-
zustellen.

Die Gesamtkosten von 59.901,70 € sind damit um 1.22O,44€ (2 x
93,88 € + 12 x 93,88 € - 93,88 €) zu kürzen, § 287 ZpO.

Das Gericht bemisst nach § 287 ZPO den Anteil auf 1.220,44 € (2 x
93,88 € + 12 x 93,88 € - 93,88 Q. Die Beklagtenpartei hat den auf
diese Punkte entfallenen Anteil so bemessen, indem sie die Ge-
samtvergütung so auf die einzelnen Punkte heruntergerechnet hat.
Die Klagepartei hat nicht substantiiert eine andere Berechnungsmög-
lichkeit aufgezeigt, auch nicht angegeben, um wieviel der Betrag zu
kürzen sei.

Aus der Tätigkeitsliste (K5, Bll.22) ergibt sich, dass die Reinigung der
Lichtschächte arueimal im Jahr durchgeführt werden sollte, die der
Fußabtritte zwölfmal. Dies erscheint auch ausreichend.

Aus der Anlage 87, wie sie die Beklagtenpartei vollständig mit
Schriftsatz vom 27.09.2018 übersandt hat, ergeben sich Kosten von
jeweils 93,88 €. Da aber die Klagepartei eine Reinigung zugesteht,
sind jedenfalls 93,88 € zu Gunsten der Beklagtenpartei anzusetzen.

Damit ergibt sich für die wohnung des Klägers und seiner Ehefrau im
4. Obergeschoss eine Kürzung um 3,23€ (1.220,44€ / 28.885,37 x
76,47 €, für die Wohnung des Klägers im 8. Obergeschoss eine Kür-
zung um 2,65 € (1.220,44 € / 28.885,37 x62,73€).

(5) Die Betriebskostenabrechnung vom 02.12.2015 über die wohnung des
Klägers und seiner Ehefrau im 4. obergeschoss ist um 11,69 €, die Be-
triebskostenabrechnung vom 02.12.2015 über die Wohnung des Klägers im
8. Obergeschoss ist um 9,58 € zu küzen.

Denn die Mieter haben insoweit einen Schadensersatzanspruch auf Frei-
haltung von den Kosten für die Kontrolle und Reinigung der Müllplätze ge-
mäß §§ 280,556Abs.3. S. 1 HS 2,249B,GB..

t
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Denn die Beklagte hat ihre Pflicht aus § 556 Abs. 3 s. 1 HS 2 BGB den
Grundsatz der wirtschaftlichkeit zu beachte verretzt, indem sie an die Df

lmmobilienservice GmbH die Vergütung in voller Höhe
ungemindert gezahlt hat, obwohl im Jahr 2014 diese ihre pflichten gemäß
Ziffer 2.3 der Tätigkeitsliste nicht erfüllt hat, sondern nur viermal statt 51mal
die Reinigung der Müllplätze vornahm.

a) Davon ist das Gericht aufgrund der Beweisaufnahme überzeugt.

Der Zeuge E! gab in der Verhandlung vom 10.01.2019 an, dass es
in jedem Hochhaus einen Mieter geben, der die Müllplätze selbst rei-
nige, wobei der Zeuge EI konkrete Mieternamen und Hausnum-
mern benannte. Die Mieter kehren den Müll zusammen und kehren
auch das Treppenhaus. Das sei auch schon im Jahr 2A14 so gewe-
sen. Der Zeuge KI habe zwar im Jahr 2014 gesagt, dass er rei-
nige, dies aber nur viermal getan. Mitte 2014 sei der Sprachkontakt
zu Herrn KI abgebrochen.

Die Angaben des Zeugen waren hier auch konkret und detailreich,
was etwa die Reinigung am 20.12.2014 anging. Der Zeuge gab auch
an, dass er schätze, dass der Zeuge KI die Müllplätze viermal
gereinigt habe.

Die Angaben des Zeugen wurden auch durch 2 vom Kläger vorge-
legte Fotos gestützt. Das Gericht hat keine Anhaltspunkte dafür, dass
der Kläger die Fotos gefälscht oder falschdatiert haben sollte.

Die Zeugen WI und Hf bestätigte die Angaben des
Zeugen E!.

Der Zeuge WI gab an, dass der Zeuge Ef den Müllplatz selbst
reinige, ferner die Mieter RI und Gf ca. 20 mal in der Zeit
201412015.

Die Zeugin HI gab an, dass es richtig sein, dass die Mieter
die Müllplätze selbst reinigten. Es sei ihnen nichts übrig geblieben,

weil da Dreck gewesen sei. Sie hätten nicht gewusst, wer das macht.

Es habe im Jahr zwei große Putzaktionen gegeben, die Müllplätze
seien öfter gereinigt worden, nämlich nach Bedarf, nicht öffentlich.
Die Müllplätze der Nummer I habe sie selbst gereinigt,ca. jeden

Monat oder alle 1,5 Monate. Die Angaben der Zeugin zum Zustand
der Müllplätze war dabei ausführlich und detailreich, ferner übergab
sie Fotos der Müllplätze.

Es ist für das Gericht auch nachvollziehbar, dass die Mieter mitbe-

kommen, ob eine Reinigung vorgenommen wurde, da sie in dem

Anwesen leben. Zudem machte der Zeuge E! konkreten Angaben,
woran er festmachte, dass keine Reinigung erfolgte. Auch die Zeugin
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Hf| verhehlte nicht, dass sie im Jahr ZA14 berufstätig war, er-
klärte aber nachvollziehbar, warum sei meine, dass der Objektbe-
treuer KI die Müllplätze nicht gereinigt habe.

Der Zeuge le gab zwar in der Verhandlung vom 10.01.2019 an
(Bl. 256), er habe die Müllstandplätze auch kontrolliert und gereinigt.
Diese allgemeine Aussage ist aber gegenüber den konkreten Anga-
ben der Mieter deutlich weniger verlässlich.

Für die Kontrolle kann die Beklagtenpartei insoweit nichts ansetzen.
Denn wenn eine Kontrolle nicht zu entsprechender anschließender
Tätigkeit führt, ist eine Kontrolle auch wirtschafilich sinnlos.

b) Die Mieter sind damit gemäß § 249 Abs. 1 BGB von den Kosten frei-
zustellen.

Die Gesamtkosten von 59.901,70 € sind damit um4.412,26€
(93,88 €x47) zu kürzen, § 287 ZPO.

Das Gericht bemisst nach §287 ZPO den Anteil auf 4.412,96€
(93,88 € x 51). Die Beklagtenpartei hat den auf diesen punkt entfat-
lenen Anteil so bemessen, indem sie die Gesamtvergütung so auf die
einzelnen Punkte heruntergerechnet hat. Die Klagepartei hat nicht
substantiiert eine andere Berechnungsmöglichkeit aufgezeigt, auch
nicht angegeben, um wieviel der Betrag stattdessen zu kürzen sei.

Aus der Tätigkeitsliste (K5, Bl. 22) ergibt sich, dass die Kontrolle und
sauberhaltung der Müllplätze 51 mal im Jahr durchgeführt werden
sollte.

Aus der Anlage 87, wie sie die Beklagtenpartei vollständig mit
Schriftsatz vom 27.09.2018 übersandt hat, ergeben sich Kosten von
jeweils 93,88 €.

Damit ergibt sich für die wohnung des Klägers und seiner Ehefrau im
4. Obergeschoss eine Kürzung um 1 1,69 € (4.412,96 € / 28.895,37 x
76,47 €, für die Wohnung des Klägers im B. Obergeschoss eine Kür-
zung um 9,85 € (4.412,36 € I 28.885,37 x 62,73 €).

(6) Entsprechend den oben dargelegten Grundsätzen sind die Betriebskosten-
abrechnungen im Hinblick auf den Punkt 1.6 (Müll- und Papierkörbe) um 114

zu küzen.

Das Gericht geht nach der Beweisaufnahme davon aus, dass der Zeuge
KI im Juni 2014 ungefähr die Hälfte der papierkörbe abbaute, so dass
für die zweite Jahreshälfte auch nur die Hälfte der Kosten anzusetzen sind.
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Die Betriebskostenabrechnung vom 02.12.201s über die wohnung des
Klägers und seiner Ehefrau im 4. obergeschoss ist um 3,17 €, die Be-
triebskostenabrechnung vom 02.12.2015 über die wohnung des Klägers im
8. Obergeschoss ist um 2,60 € zu kürzen.

Der Zeuge lC gab in der Verhandlung vom 10.01.2019 (Bt. 256)
zwar an, dass er auch die Müllkörbe geleert habe. Es seien seiner
Meinung nach 4 Müllkörbe gewesen. Er habe den Mülle aus den
Müllkörben zu den Müllstandplätzen transportiert. Er habe den Müll-
sack aus dem Müllkorb genommen, zum Müllstandplatz transportiert
und dann einen neuen Müllsack in den Müllkorb getan.

Der Zeuge WI gab aber an, im Juni 2014 habe der Objektbe-
treuer KI in einem Wutanfall die Abfalleimer abgebaut, weil eine
Mutter dort Windeln eingeworfen habe. Auch die Zeugin HI
gab an, dass der Objektbetreuer im Jahr 2014 Abfallbehälter abge-
räumt habe. Er habe dann später Plastikeimer hingestellt, die er nicht
regelmäßig geleert habe. Davon ist das Gericht überzeugt, da die
Zeugin ihre Angabe auch mit Fotos belegen konnte. Das Gericht ver-
steht den Vortrag der Zeugen aber so, dass der Objektbetreuer nicht
alle Abfalleimer abbaute. Dies entspricht im Übrigen auch dem Vor-
trag der Klagepartei, dass die Abfalleimer nur am Spielplatz Nord

abgebaut wurden.

b) Die Gesamtkosten von 59.901 ,70 € sind damit um 1 .196,97 € (93,88

€ x 51 x 0,25) zu kürzen, § 287 ZPO.

Aus der Tätigkeitsliste (K5, Bl. 22) ergibt sich, dass die Papierkörbe

51 mal zu kontrollieren und zu leeren waren.

Aus der Anlage 87, wie sie die Beklagtenpartei vollständig mit

Schriftsatz vom 27.09.2018 übersandt hat, ergeben sich Kosten von
jeweils 93,88 €.

Damit ergibt sich für die Wohnung des Klägers und seiner Ehefrau im
4. Obergeschoss eine Kürzung um 3,17 € (1.196,97 € / 28.885,37 x

76,47 €, für die Wohnung des Klägers im 8. Obergeschoss eine Kür-
zung um 2,60 € (1 .196,97 € / 28.885,37 x 62,73 €).

(7) Nicht zum Erfolg verhilft der Klagepartei der Vortrag, die Kontrolle der Druck

und Hebeanlage sei nicht möglich.

Der Zeuge KI schilderte in der Verhandlung vom 10.01.2019 ausführ-
lich und plausibel (Bl. 258), dass er die Druck- und Hebeanlagen kontrolliert

habe. Er habe geprüft, ob die Pumpen funktionierten, ob der Schwimmer
noch gehe oder hängengeblieben sei. Unter konkretem Vorhalt eines Fotos

beschrieb der Zeuge, dass er einmal in der Woche die Metallplatte entfern-
te. Es gehe dann ungefähre 2 Meter runter. Je nach Höhe des Wasser-

a)
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standes habe er feststellen können, ob die Pumpe richtig funktionierte.

(8) Nicht durchschlagend ist der Einwand der Klagepartei gegen den Tätig-
keitspunkt 6.5 (Kontrolle der Feuerlöscher, Brandschutztrockenleitungen).

Der Zeuge lil gab in der Verhandlung vom 10.01.2019 (Bl. 259) an,
dass er auch die Feuerlöscher und Brandschutztrockenleitungen kontrolliert
habe. Davon ist das Gericht überzeugt. Das Vorbringen der Klagepartei ist
pauschal und unsubstantiiert. lm Hinblick auf den Einwand mit der Doppel-
belastung durch die Rechnung mit der Firma WI + BI hätte die
Klagepartei zunächst nach Belegeinsicht überhaupt vortragen müssen, wo-
rauf sich dieser Vertrag bezieht.

(9) Soweit die Klagepartei erstmals in der letzten Verhandlung und nach
Schluss der Beweisaufnahme am 19.02.2019 vortrug, zeitlich sei der Auf-
wand für den Hausmeister nicht möglich, da er, wenn er prüfen wolle, ob die
Lampen im Hausflur ginge, er im selben Stockwerk mehrmals das Licht an
verschiedenen Schaltern anschalten müssen, so dass er auch jedesmal
warten müsse, bis das Licht wieder ausgegangen sei, ist für das Gericht
nicht nachvollziehbar.

Dass der Hausmeister so vorgehe oder vorgehen müsse, hat die Beklag-
tenpartei nicht vorgetragen und im übrigen auch der Zeuge nicht angege-
ben. Es genügt offensichtlich, einen Lichtschalter auszulösen, um festzu-
steilen, ob die Lampe angeht. Dies ist beim Durchgehen durch ein Haus
kein nennenswerter Zeitaufwand. Es genügt offensichflich für einen norma-
len Kontrollgang, die Funktionsfähigkeit der Lampen zu prüfen, denn diese
ist das Hauptverschleißteil. Bei einem Lichtschalter ist eine wöchentliche
Kontrolle nicht erforderlich. Daher war auch kein sachverständigengutach-
ten zu erholen.

5. Nach Auffassung des Gerichts sind Darstellungen der Klageparteipartei anhand
der Listen, was der Objektbetreuer an einem Tag gemacht haben soll, grundsätz-
lich verfehlt. Weder die Beklagtenpartei noch der Zeuge selbst haben jemals an-
gegeben, die Listen seien so zu verstehen, dass die Tätigkeit immer an dem Tage
ausgeführt worden sei, an dem das Datum in der Liste vermerkt sei.

Der Kläger kann ferner Zinsen gemäß s 291 S. 1 BGB verlangen, gemäß s 291 S. 1 HS 2
BGB aber erst seit Aufnahme der Forderung an die Zahlung zur gesamten Hand mit
schriftsatz vom 27.02.2018, da vorher die Forderung nicht fällig war.

Die Klage war daher abzuweisen, soweit die Klagepartei Zinsen bereits ab der Zustellung
der Klage verlangt hatte.
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c.

Der Streitwert war in Höhe der Summe der Klageforderungen festzusetzen, wobei die verlangten
Zinsen als Nebenforderungen den streitwert nicht erhöhten, § 4 Abs. 1 HS 2 zpo.

D.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 Abs. 1 ZPO. Die Beklagte hat als im Rechtsstreit Un-
terlegene die Kosten zu tragen. Die Teilklageabweisung im Übrigen ändert daran nichts, da sie
nur Nebenforderungen betraf, die den Streitwert nicht erhöhten, im Übrigen auch nicht ins Ge-
wicht fiel, § 92 Abs. 2 Nr. 1 ZPO.

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf §§ 708 Nr. 11,711 ZpO

Auf Antrag der Beklagtenpartei war gemäß § 511 Abs. 4 ZPO die Berufung im Hinblick auf die
Frage des Umfangs des Belegeinsichtsrechts und der Frage der Reichweite der Darlegungslast
im Hinblick auf die Konzernstruktur zuzulassen.

Rechtsbehelfsbelehru ng

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zu-
lässig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten
Rechtszuges die Berufung im Urteilzugelassen hat.

Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem
Landgericht München I

Prielmayerstraße 7
80335 München

einzulegen.

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Mo-
naten nach der Verkündung der Entscheidung.

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden.
Die Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthal-
ten, dass Berufung eingelegt werde.

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begründet werden. Auch diese Frist be-
ginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung.

E

F
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Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt wer-
den, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die Bäschwerde
zugelassen hat.

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem
Amtsgericht München
Pacellistraße 5
80333 München

einzulegen.

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der andenveiti-
gen Erledigung des Verfahrens. lst der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen
Frist festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder foim-
loser Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. lm Fall der formlosen Mitteilung gilt der
Beschluss mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur post als bekannt gemacht.

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des ge-
nannten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werdän;
die Frist ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei de.m oben genannten Gericht eingeht.
Eine anwaltliche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben.

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail
genügt den gesetzlichen Anforderungen nicht.

Das elektronische Dokument muss
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden person versehen sein oder
von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren übermitflungsweg eingereicht

werden.

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden
Person versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden:

auf einem sicheren übermitflungsweg oder
an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und

Verwaltungspostfach (EGVP) des Gerichts

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen.
Hinsichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf
die Verordnung Über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über
das besondere elektronische Behördenpostfach lfiettäniscner-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) in
der jeweils geltenden Fassung sowie auf die lnternetseite wwlv.justiz.de verwiesen.

I
Richter am Amtsgericht

Verkü ndet am 26.04.20 1 9

Urku ndsbeamter der Geschäftsstelle


